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Auch wenn die Anzahl wohnungsloser Menschen im Kanton Basel-Landschaft nicht genau be-
kannt ist, ist es eine Tatsache, dass es im Kanton Menschen ohne feste Adresse und festes Ob-
dach gibt. Doch: wer keinen festen Wohnsitz hat, ist nicht erreichbar. Wer sich nicht anmelden 
kann, hat keinen Zugang zu Sozialämtern, IV oder RAV etc. 

Das Anmeldungs- und Registergesetz statuiert für Personen mit Niederlassung oder Aufenthalt in 
einer Gemeinde eine Anmeldungspflicht. Ist man aber einmal wohnungslos, ist der Zugang zu ei-
ner Meldeadresse alles andere als einfach. Daher braucht es eine niederschwellige Möglichkeit für 
wohnungslose Personen, um eine Meldeadresse zu errichten und somit wieder angemeldet und 
erreichbar zu sein. Dies ermöglicht es auch wieder, wohnungs- und/oder obdachlosen Menschen 
Hand zu bieten.      

Im Kanton Basel-Stadt kann zum Beispiel beim Schwarzen Peter vorübergehend eine Melde-
adresse eingerichtet werden. Diese kann als offizielle Adresse von Personen genutzt werden, die 
einen gültigen Aufenthaltsstatus und ihren Lebensmittelpunkt in Basel-Stadt haben; nicht mehr zu-
gelassen sind hingegen Menschen aus anderen Kantonen und somit auch nicht aus dem Kanton 
Basel-Land. 

 

 

Fragen an den Regierungsrat 

- Gibt es eine Schätzung, wie viele Menschen aus unserem Kanton ohne Adresse sein 
könnten? 

- Wie kann verhindert werden, dass sich eine Person in einer Gemeinde abmeldet, 
sich aber nirgends neu anmeldet? 

- Gibt es zwischen den Gemeinden/Kantonen eine Informationspflicht bei der An- und 
Abmeldung? 

- Falls nein, wie könnte der Austausch sichergestellt werden? 
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- Gibt es in den Gemeinden die Möglichkeit, gerade für Menschen ohne festen Wohn-
sitz, eine Meldeadresse zu benennen? 

- Wäre der Regierungsrat bereit, sich zusammen mit den Gemeinden für eine optimale 
Lösung dieses Problems einzusetzen?

 


